Fall 12 – Schuld ohne Grund?

Johann (J) hat sich ein Häuschen gebaut und zur Finanzierung dieses Vorhabens einen Kredit bei der Parkbank (P) aufgenommen. Da P eine Kreditsicherung haben möchte, vereinbaren J und P, dass zur Sicherung der Forderungen der P eine Grundschuld auf dem Grundstück des J lasten soll. Für die Grundschuld soll kein Brief ausgestellt werden und sie soll sofort nach Kündigung fällig sein. J bestellt eine entsprechende Grundschuld. Noch bevor es jedoch zur Auszahlung des Darlehens kommt, kündigt P die Grundschuld und geht aus ihr vor. Kann sie das?

Abwandlung: Nach 15 Jahren harter Arbeit in einem metallverarbeitenden Betrieb zahlt J nun die letzte Rate und kümmert sich nicht weiter um die Grundschuld. P überträgt sie daraufhin an den Immobilienmakler H. Aifish (A), der nichts von der Sicherungsabrede weiß, nun die Grundschuld kündigt und aus ihr gegen J vorgeht. Kann er das?

Lösungsansätze

Wozu brauchen wir eigentlich Sicherungsrechte? Wenn man einen Vertrag schließt, kann man doch verklagt werden, und dann kommt der Gerichtsvollzieher und holt sich das Geld.

Naive Frage, natürlich: Wenn kein Geld da ist, kann der Gerichtsvollzieher auch nichts holen. Insofern wäre es ganz hilfreich, man hätte etwas, was man ‚verpfänden’ könnte. Ich verspreche dir, zu zahlen, aber wenn ich das nicht kann, kriegst du auf jeden Fall mein Grundstück/mein Auto/meine Reitlehrerin.

Um diesen exklusiven Zugriff zu sichern, braucht es Sicherungsrechte. Und damit diese gegenüber jedermann gelten, insbesondere gegenüber anderen Gläubigern, müssen das absolute Rechte sein, also dingliche Rechte. Sie kennen schon die Sicherungsübereignung und den Eigentumsvorbehalt. Mit Pfandrechten an beweglichen Sachen werden wir uns nächstes Semester beschäftigen, heute lernen wir zwei der sog. Grundpfandrechte kennen.

Als da wären Hypothek und Grundschuld. In der juristischen Ausbildung ist lustig, dass die Hypothek offiziell nicht mehr prüfungsrelevant ist, faktisch aber unverzichtbarer Lernstoff ist, weil die Grundschuld quasi eine Abart der Hypothek ist, weshalb man letztere nicht ohne erstere verstehen kann. Man sieht deutlich: An so einer Regelung müssen Politiker beteiligt gewesen sein.

Wir beschäftigen uns heute mit der Grundschuld, weil sie die Hypothek im Wirtschaftsleben weitgehend verdrängt hat. Trotzdem, wie gesagt, müssen wir uns anschauen, wie die Hypothek funktioniert.

Gesetzliche Grundlage sind die §§ 1113ff.. Im § 1113 steht zunächst einmal drin, dass ein Grundstück belastet wird (beschränktes dingliches Recht), um jemanden „wegen einer ihm zustehenden Forderung“ aus dem Grundstück zu befriedigen. Zur Klarstellung: Es ist nicht so, dass die Forderung aus dem Grundstück käme, vielmehr soll die Befriedigung der Forderung erfolgen aus dem Grundstück.

Wir haben also eine Forderung, das ist ein schuldrechtlicher(!) Anspruch. Nehmen wir klassisch einen Rückzahlungsanspruch aufgrund eines Darlehensvertrages. Der Gläubiger dieses Anspruches kann ganz normal eine Leistungsklage erheben und auf der Basis des Urteils (Titels) vollstrecken lassen.

Zur Sicherung dieser Forderung kann der Grundstückseigentümer, das ist der Sicherungsgeber, eine Hypothek bestellen. Der Sicherungsnehmer kann nun im Sicherungsfall aus dieser Hypothek klagen auf „Duldung der Zwangsvollstreckung“ in das Grundstück. Wenn er den Titel kriegt, wird in das Grundstück vollstreckt, das führt zu einer Zwangsversteigerung. Aus dem Erlös wird der Sicherungsnehmer in Höhe der Forderung befriedigt.

Die kleine Formulierung „wegen einer ihm zustehenden Forderung“ ist wichtig bei der Hypothek: Ohne diese Forderung.. gibt’s sie nämlich gar nicht. Die Hypothek ist akzessorisch: Hypothek ohne Forderung gibbetes nich’. Jedenfalls grundsätzlich nicht. Kennen Sie noch ein akzessorisches Sicherungsrecht? Richtig, die Bürgschaft. Die ist natürlich schuldrechtlich. Trotzdem aber akzessorisch.

Und was ist nun die Grundschuld? Nun, die Grundschuld ist, wie man aus § 1191 sehr schön entnehmen kann, gerade nicht akzessorisch. D.h., die gibt es auch ohne Forderung.

Momenterl, sagten wir nicht gerade, die Grundschuld sei ein Sicherungsrecht? Wenn sie nicht akzessorisch ist, warum gilt sie dann als Sicherungsrecht?

Die Antwort ist, dass die Grundschuld auch ein Sicherungsrecht ist, nur eben ein flexibleres. Wir werden heute sehen, inwiefern. Und warum das praktisch ist. Jedenfalls für die Banken.






A. Anspruch P gegen J gemäß §§ 1192 I, 1147

P könnte gegen J einen Anspruch gemäß 
§§ 1192 I, 1147 auf Duldung der Zwangs-vollstreckung in sein Grundstück haben.

I. P als Grundschuldinhaber

Das setzt voraus, dass P Inhaberin einer Grundschuld ist, durch die das Grundstück des J belastet ist.

1. Bestellung der Grundschuld

J als Eigentümer hat der P eine Grundschuld bestellt, mit der er sein Grundstück belastet. Die Erteilung eines Briefes ist ausgeschlossen gemäß §§ 1192 I, 1116 II. An der Wirksamkeit der Bestellung besteht kein Zweifel. 

Wie bestellt man eigentlich eine Grundschuld? Rechtsgrundlagen sind §§ 873, 
1192 I, 1115. Einzutragen ist neben den Parteien der Geldbetrag der Grundschuld, nicht aber natürlich die Forderung, weil die Grundschuld ja nicht akzessorisch ist.






2. Eigentümergrundschuld?

§§ 1163 I 1, 1177 stellen für die Möglichkeit, dass der Nichteigentümer Inhaber der Hypothek ist, die Voraussetzung der Existenz der gesicherten Forderung auf. Gemäß 
§ 1192 I sind diese Vorschriften mithin nicht auf die Grundschuld anwendbar.

Trotz der noch nicht erfolgten Valutierung des Darlehens ist die Grundschuld keine Eigentümergrundschuld gemäß §§ 1192 I, 1163 I 1, 1177.

Wenn der Darlehensbetrag ausgezahlt wird, nennt man das Valutierung. Das wird noch wichtig, bitte im Hinterkopf behalten.

Somit ist P Inhaberin einer Grundschuld, durch die das Grundstück des J belastet ist.

II. Fälligkeit

P kündigt; nach Vereinbarung wird die Grundschuld abweichend von § 1193 I 3 sofort fällig.

III. Einrede der Nichtvalutierung

J und P vereinbaren, dass die Grundschuld zur Sicherung eines zu zahlenden Darlehens bestellt werden soll. Dieser Vertrag ist gemäß §§ 133, 157 so auszulegen, dass P nicht berechtigt sein soll, aus der Grundschuld vorzugehen, solange die zu sichernde Forderung – Rückzahlungsanspruch – nicht zur Entstehung gelangt ist.

Somit steht J aus der Sicherungsabrede die Einrede der Nichtvalutierung zu.

B. Ergebnis

Zwar hat P einen Anspruch gemäß §§ 1192 I, 1147 gegen J auf Duldung der Zwangsvoll-streckung in sein Grundstück; wenn J die Einrede der Nichtvalutierung geltend macht, ist dieser allerdings nicht durchsetzbar.
Wenn Sie die Idee der Grundschuld verstanden haben, halten Sie die obige Lösung für Mumpitz: Wieso soll J der Grundschuld die Einrede aus dem Sicherungsvertrag entgegenhalten können? Die Grundschuld ist doch gerade nichtakzessorisch! Eigentlich müsste der Grundschuld egal sein, dass sie zufälligerweise gerade für die Sicherung eines Darlehens benutzt wird.

Eigentlich müsste es so sein: Wenn trotz der Sicherungsabrede P aus der Grundschuld vorgeht, dann darf sie das nicht, begeht mithin eine Pflichtverletzung i.S.d. § 280; trotzdem kann sie es aber.

Ist aber anders. Bei der Sicherungsgrundschuld greift die Einrede der Nichtvalutierung. Warum? Das wissen die Götter.

Also, dogmatisch. Faktisch macht man das seit jeher, weil man das so will. Ist nämlich eine praktische Sache: Wenn der Bank erst mal eine Grundschuld eingeräumt ist, kann man die auch nach Rückzahlung des Kredites da bunkern, um im Falle einer erneuten Kreditaufnahme gleich ein nettes Kreditsicherungsmittel bei der Hand zu haben. Die Hypothek würde man mit Rückzahlung verlieren, dat is wo unpraktisch.

Weil die Grundschuld daher so sexy ist, wird sie sehr gern genommen. Blöderweise ist der Sicherungsgeber, i.d.R. ein armer Häusleeigentümer, aufgrund der fehlenden Akzessorietät nicht gesichert. Daher lässt man einfach mal die Einreden aus dem Sicherungsvertrag durchgreifen.

Joa. Soviel zur Einstimmung. L’Abwandlung.






A. Anspruch A gegen J gemäß §§ 1192 I, 1147

A könnte gegen J einen Anspruch gemäß 
§§ 1192 I, 1147 auf Duldung der Zwangs-vollstreckung in sein Grundstück haben.

I. A als Grundschuldinhaber

Das setzt voraus, dass A Inhaber einer Grundschuld ist, durch die das Grundstück des J belastet ist.

1. Bestellung der Grundschuld

J als Eigentümer hat der P eine Grundschuld bestellt, mit der er sein Grundstück belastet. Die Erteilung eines Briefes ist ausgeschlossen gemäß §§ 1192 I, 1116 II. An der Wirksamkeit der Bestellung besteht kein Zweifel. 






2. Eigentümergrundschuld nach Rückzahlung

Es stellt sich die Frage, ob J durch Zahlung der letzten Rate Inhaber der Grundschuld als Eigentümergrundschuld geworden ist.

a) § 1163 I 2

Aufgrund der fehlenden Akzessorietät der Grundschuld ist § 1163 I 2 nicht anwendbar, weshalb J trotz der Zahlung der letzten Rate des Darlehens nicht gemäß §§ 1163 I 2, 
1177 I 1  Inhaber der Grundschuld als Eigen-tümergrundschuld geworden ist.

Wie gesagt – genau das ist der Grund, warum man die Grundschuld so gern hat.






b) Zahlung auf Grundschuld

J könnte jedoch entsprechend § 1143 durch Zahlung auf die Grundschuld ihr Inhaber geworden sein.

Ja, das ist so: Wenn der Eigentümer des mit der Grundschuld belasteten Grundstücks auf die Grundschuld zahlt, geht sie auf ihn über. Das ist sogar gar nicht mal contra legem, da man ja trotz fehlender Akzessorietät auf die Grundschuld zahlen kann.

Warum die Grundschuld in diesem Fall aber auf den Eigentümer übergeht, weiß auch keiner so genau. Will sagen: aufgrund welcher Normen. Im Palandt(/Bassenge 
§ 1191 Rnr. 43) steht „entsprechend § 1143“; ich folge dem hier, um den Unterschied zu § 1163 klarzustellen.

Das setzt voraus, dass J auf die Grundschuld zahlen wollte. Dies ist durch Auslegung zu ermitteln.

Ich wäre hier vorsichtig, §§ 133, 157 zu zitieren, schließlich handelt es sich nicht um eine Willenserklärung.

J möchte in erster Linie sein Darlehen zurückzahlen; Anhaltspunkte für einen speziellen Willen die Grundschuld betreffend sind nicht erkennbar. Darüber hinaus ist zu bedenken, dass üblicherweise Grundschulden nach Rückzahlung eines Darlehens bei Banken verbleiben sollen, um unkompliziert als Sicherungsmittel für mögliche neue Kredite dienen zu können.

Somit kann nicht unterstellt werden, J habe auf die Grundschuld zahlen wollen, er ist nicht entsprechend § 1143 durch Zahlung auf die Grundschuld ihr Inhaber geworden.

Lesen Sie mal die diversen Szenarien nach. Kompliziert, aber logisch.






3. Übertragung der Grundschuld an A

P überträgt die Grundschuld gemäß 
§§ 1192 I, 1154 III, 873 I an A; an der Wirksamkeit dieser Übertragung ist nicht zu zweifeln.

P darf das nicht, da das die Verletzung einer Pflicht aus der Sicherungsabrede ist, sie kann es aber, da sie Inhaberin der Grundschuld ist.

Somit ist A Inhaber einer Grundschuld, durch die das Grundstück des J belastet ist.

II. Fälligkeit

A kündigt; nach Vereinbarung wird die Grundschuld abweichend von § 1193 I 3 sofort fällig.

Diese Vereinbarung muss übrigens im Grundbuch stehen.

III. Einrede aus der Sicherungsabrede

J könnte A jedoch Einreden aus der Sicherungsabrede mit P entgegenhalten können.

1. Einrede des mangelnden Sicherungsfalles

J und P vereinbaren, dass die Grundschuld zur Sicherung eines zu zahlenden Darlehens bestellt werden soll. Dieser Vertrag ist gemäß §§ 133, 157 so auszulegen, dass P nicht berechtigt sein soll, aus der Grundschuld vorzugehen, sobald die zu sichernde Forderung – Rückzahlungsanspruch – durch Erfüllung gemäß § 362 I erloschen ist. J hat die letzte Rate an P geleistet, hätte ihr gegenüber mithin diese Einrede des mangelnden Sicherungsfalles.

Joa, die Einrede des mangelnden Sicherungsfalles ist eine ähnliche Chose wie der Nichtvalutierungskram. Der Terminus als solcher war mir so auch neu, ich habe ihn bei Kropholler gelesen (§ 1191 Rnr. 12). Kind braucht ’n Namen.

2. Fremdwirkung

Diese Einrede aus der zwischen J und P vereinbarten Sicherungsabrede müsste A allerdings auch gegen sich gelten lassen müssen gemäß §§ 1191 I, 1157.

a) Einrede aufgrund Rechtsverhältnisses

Die Einrede des mangelnden Sicherungsfalles steht J gegen die Sicherungsgrundschuld zu auf Grund der Sicherungsabrede mit P, der bisherigen Inhaberin der Grundschuld.

b) Übertragung

P hat die Sicherungsgrundschuld an A über-tragen, er ist neuer Gläubiger i.S.d. § 1157.

c) Fortwirkung der Einrede
J hatte die Grundschuld zur Sicherung eines Anspruches bestellt, mithin kann er die Einrede aus dem Sicherungsvertrag auch A gegenüber geltend machen gemäß § 1192 Ia 1.
Eine „a“-Vorschrift? Jawohl, eingefügt durch das sog. Risikobegrenzungsgesetz vom 12. August 2008. In Ihren BGBs dürfte die Vorschrift noch gar nicht drin sein. Im letzten Wintersemester kamen an dieser Stelle noch zwei Seiten Gutachten zu der Frage, ob A möglicherweise die Grundschuld gutgläubig einredefrei erworben hat – ein uralter, klassischer Streit, zu dem sich schon das Reichsgericht geäußert hatte, der sich aber nun schlicht erledigt hat.
„Ein Federstrich des Gesetzgebers und ganze Bibliotheken werden Makulatur“

Julius von Kirchmann (1802-1884)

Noch ein Wort zum Risikobegrenzungsgesetz: § 498 III ordnet an, dass die Kündigung eines Immobiliardarlehensvertrages nur möglich ist, wenn der Darlehensnehmer mit mindestens zwei aufeinanderfolgenden Teilzahlungen ganz oder teilweise und mindestens 2,5 Prozent des Nennbetrags des Darlehens in Verzug ist.
Hintergrund dieser Geschichte sind Immobilienfinanzierungsgeschäfte, die maßgeblich im Zusammenhang mit der Wiedervereinigung standen. Einigen privaten Investoren wurde erzählt, sie könnten völlig risikolos Kredite aufnehmen und diese mit Grundschulden über ihre Häuser absichern; mit dem geliehenen Geld wurden Bürohäuser in Ostdeutschland gekauft, man rechnete mit der Refinanzierung durch Mieteinnahmen in den „blühenden Landschaften“. In den letzten Jahren wurden viele dieser Kredite notleidend und die Grundschulden an spezialisierte Banken verkauft, die aus ihnen vorgingen. In der Presseberichterstattung wurde teilweise auf die Tränendrüse gedrückt – in Wahrheit hat man es schlicht mit Spekulanten zu tun, die sich verspekuliert haben. 
B. Ergebnis

A hat somit gegen J einen Anspruch gemäß 
§§ 1192 I, 1147 auf Duldung der Zwangs-vollstreckung in sein Grundstück, dem J allerdings die Einrede aus dem mit P geschlossenen Sicherungsvertrag entgegen-halten kann.
Soviel erst mal zum Grundstücksrecht. Mehr gibt’s nächstes Semester.






















